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DPolG Rheinland-Pfalz

Ehrenamtliches Engagement auch in Zukunft
In seinem Grußwort zum 
14. Landesdelegiertentag der 
DPolG Rheinland-Pfalz be-
schreibt Innenminister Roger 
Lewentz das gewerkschaftliche 
Engagement der vielen Aktiven 
der DPolG. Dieses verdient – 
insbesondere wenn es ehren-
amtlich erbracht wird – die be-
sondere Anerkennung der 
Landesregierung.

In meiner derzeitigen Funktion 
des stellvertretenden Landes-
vorsitzenden nehme ich die 
Worte des Innenministers ger-
ne auf und bedanke mich im 
Namen der gesamten Landes-
leitung für die geleistete Arbeit 
bei unseren ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfern in den 
letzten fünf Jahren und natür-
lich auch darüber hinaus.

Mit Erscheinen dieser Ausgabe 
des POLIZEISPIEGELS liegt der 
14. Landesdelegiertentag erst 
wenige Tage zurück. In der 
nächsten Ausgabe werden wir 
ausführlich darüber berichten.

„Wer die Vergangenheit nicht 
kennt, kann die Gegenwart 
nicht verstehen und die Zukunft 
nicht gestalten.“ 

Dieses Zitat des verstorbenen 
Alt-Bundeskanzlers Helmut 
Kohl aus seiner Bundestags
rede vom 1. Juni 1995 zur Ge-
schichte der Vertreibung neh-
me ich zum Anlass in den 
Rückspiegel zu schauen, aber 
auch um direkt wieder nach 
vorne zu blicken.

<< Weitblick – Rückblick – 
Ausschau

Mit Weitblick hat die Deut-
sche Polizeigewerkschaft im 
Anschluss an den 13. Landes-
delegiertentag im Dezember 
2014 wieder einmal unter 
Beweis gestellt, dass mit 
sachlicher Beharrlichkeit vor-
getragene gewerkschaftliche 
Initiativen, in diesem Fall die 
zur Ausstattung der Streifen-
wagen mit Distanz-Elektro
impulsgeräten, eine Erfolgs-
geschichte geworden ist.

„Der DPolG insbesondere ist es 
zu verdanken, dass in mühsa-
mer gemeinsamer Kleinarbeit 
der Widerstand in Politik und 
Polizeiführungen überwunden 
werden konnte“, lautet der 
Dank von Martin Textor, Lei-
tender Polizeidirektor a. D., 
25 Jahre Leiter der operativen 
Spezialeinheiten (SEK, MEK, 
VG)Berlin.

Im Zusammenhang mit dem 
Thema Gewalt gegen Einsatz-
kräfte von Polizei, Feuerwehr 
und Rettungsdienst konnte 
die Vorsitzende der JUNGEN 
POLIZEI der DPolG in Rhein-
land-Pfalz, Katja Sorgen, in der 
Sendung „Hayali“ im ZDF fach-
lich versiert auf die abschre-
ckende Wirkung dieses Einsatz-
mittels verweisen.

Aktuell ist das Innenministeri-
um dabei, die flächendeckende 
Ausrüstung aller Polizeiinspek-
tionen voranzutreiben.

Die DPolG Rheinland-Pfalz hat 
darüber hinaus Innenminister 
Lewentz angeschrieben und 
aufgefordert, schnellstmöglich 
auch die Einsatzkräfte von BFE 
(Beweis- und Festnahmeein-
heit der Abt. Bereitschaftspoli-
zei des PP ELT) und des Kom-
missariats 6 – Fahndung – in 
die Ausstattung mit einzube-
ziehen.

Einen ähnlichen Erfolg kann die 
DPolG Rheinland-Pfalz für den 
Bereich der Erfüllungsübernah-
me bei Schmerzensgeldansprü-
chen durch den Dienstherrn für 
sich verbuchen. 

Mit dem Entschließungsantrag 
zum Thema „Mehr Fürsorge 
bei Gewalt gegen Polizei“ wur-
de die Landesregierung aufge-
fordert, für eine deutliche Ver-
besserung für von Gewalttaten 
betroffene Polizeibeamtinnen 
und -beamte zu sorgen. Dort 
hieß es am 10. Dezember 2014:

„Im Rahmen der Fürsorgepflicht 
muss sichergestellt werden, 
dass diese bei der Durchsetzung 
zivilrechtlicher Ansprüche ge-
gen Gewalttäter stärker unter-
stützt werden. Das Land Rhein-
land-Pfalz muss daher in 
Vorleistung treten und seinen 
Gesamtanspruch bei den Verur-
sachern einfordern.“

Am 15. Februar 2018 ist § 71 a 
Landesbeamtengesetz (LBG) in 
Kraft getreten, wo es heißt:

Haben Beamtinnen und Beam-
te wegen eines rechtswidrigen 
Angriffs, den sie in pflichtgemä-
ßer Ausübung des Dienstes oder 
im Zusammenhang mit ihrer 
dienstlichen Stellung erleiden, 
einen durch rechtskräftiges Ur-
teil festgestellten Anspruch auf 
Schmerzensgeld von mindes-
tens 250 Euro gegen einen Drit-
ten, kann der Dienstherr auf 

Antrag die Erfüllung dieses 
Anspruchs bis zur Höhe des 
festgestellten Schmerzens- 
geldes übernehmen, soweit  
die Vollstreckung erfolglos 
geblieben ist.

Damit ist die Regelung des 
rheinland-pfälzischen Landes-
beamtengesetzes noch weiter-
gehender als das bayerische 
Pendant, dass seit dem 1. Janu-
ar 2015 gilt. 

Ein DPolG-Erfolg ist sicherlich 
auch die flächendeckende Ein-
führung der Bodycam. Auch 
hier ging die Initiative von der 
DPolG aus.

In einer Stellungnahme zur 
anstehenden Änderung des 
Polizei- und Ordnungsbehör-
dengesetzes (POG) hat sich die 
DPolG stark gemacht, den Ein-
satz der Bodycam in Wohnun-
gen zuzulassen und die Pre-
Recording-Funktion zum 
Schutz der Kolleg(inn)en vor 
unrechtmäßiger Strafverfol-
gung zu ermöglichen.

Ein weiterer Punkt ist die For-
derung, auch dem Kommuna-
len Vollzugsdienst (KVD) den 
Einsatz von Bodycams zu er-
möglichen.

Für den Bereich der Polizeige-
werkschaften ist die DPolG im 
Übrigen die einzige Gewerk-
schaft, die sich auch für die In-
teressen der Mitarbeiterinnen 

<< Thomas Meyer
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und Mitarbeiter der Ordnungs-
ämter der Kommunen in 
Rheinland-Pfalz einsetzt. Sei es 
der riesige Erfolg der DPolG mit 
der Gewährung von gewerk-
schaftlichem Rechtsschutz 
eine Höhergruppierung einzu-
klagen oder die aktuelle Forde-
rung nach einem einheitlichen 
Berufsbild für den KVD. Die 
DPolG wird auch in Zukunft an 
ihrer Seite stehen.

Mit Beharrlichkeit wurde mit 
dem Wegfall des Richtervor-
behalts bei Trunkenheits- und 
Drogenfahrten eine weitere 
DPolG-Forderung im Bereich 
der Strafverfolgung erfüllt. 
Der jahrelange Kampf von 
Benno Langenberger im Bun-
desvorstand der Deutschen 
Polizeigewerkschaft wurde 
von Erfolg gekrönt und mün-
dete in einer entsprechenden 

Änderung des § 81 a Strafpro-
zessordnung.

Die DPolG ist davon überzeugt, 
dass ohne die Erfüllung der 
langjährigen Forderung der 
DPolG nach 10 000 Vollzeitstel-
len im Polizeivollzugsdienst, 
ohne die Stärkung der Krimi-
nalpolizei und ihrer Experten 
im Beamten- und Tarifbereich 
in Zukunft kein Staat zu ma-
chen sein wird.

Die Polizei braucht Anreize im 
Innern, eine wertschätzende 
und anerkennende Besoldung, 
eine sich dauerhaft an die di-
gitale Revolution anpassende 
Ausrüstung, gesundheitsför-
dernde und -erhaltende 
Maßnahmen und effektive 
eingriffsrechtliche Rahmenbe-
dingungen. Beispielhaft sind 
in diesem Zusammenhang 

hier die Forderung nach der 
Erhöhung des Anwärtergrund-
betrags auf Bundesniveau, 
Heilfürsorge für ALLE und die 
Ausrüstung mit einem takti-
schen Gehörschutz für alle 
Einsatzkräfte genannt.

Dafür steht die DPolG.

Die Erfolgsgeschichte DPolG 
ließe sich an dieser Stelle 
noch seitenweise fortführen, 
aber will man sich nicht im 
Uferlosen verzetteln, so bleibt 
nur die Option innezuhalten 
und den Blick nach vorne zu 
richten.

Der 14. Landesdelegiertentag 
der Deutschen Polizeigewerk-
schaft in Rheinland-Pfalz 
stand und steht im Zeichen 
des Generationenwechsels. 
Benno Langenberger hat 

nicht mehr für den Vorsitz 
kandidiert und auch in der 
geschäftsführenden Landes-
leitung sind Veränderungen 
auf den Weg gebracht.

Respekt und Anerkennung 
für eine starke Polizei lautete 
das Motto des höchsten Gre-
miums der DPolG. Eine starke 
Polizei braucht eine starke 
Berufsvertretung und das 
bleibt auch zukünftig der An-
spruch für Euch, verehrte 
Kolleg(inn)en, im Ehrenamt 
mit größtmöglichem Engage-
ment tätigen Mitstreiterin-
nen und Mitstreiter in der 
Deutschen Polizeigewerk-
schaft.

Ihr und Euer 
Thomas Meyer, 

stellvertretender 
Landesvorsitzender

Wiedereinführung der Ruhegehaltsfähigkeit der 
Polizeizulage gefordert
Der scheidende Landesvorsitzende der DPolG 
Rheinland-Pfalz, Benno Langenberger, fordert in 
einem eindringlichen Appell die Wiedereinfüh-
rung der Ruhegehaltsfähigkeit der Polizeizulage.

In seinem Schreiben an die 
Landtagsfraktionen bat der 
Landesvorsitzende Benno Lan-
genberger im Namen der Poli-
zistinnen und Polizisten im 
Land, die Tag für Tag ihren Kopf 
für die Innere Sicherheit hin-
halten, darum, sich für die Wie-
derherstellung der Ruhege-
haltsfähigkeit der Polizeizulage 
einzusetzen. 

Dabei betonte der Gewerk-
schaftschef, dass die Polizeizu-
lage für die Polizist(inn)en mit 
keiner anderen Zulage ver-
gleichbar sei. Die Zulage war 
bereits in der Vergangenheit 
ruhegehaltsfähig. Mit der Wie-
dereinführung der Ruhege-
haltsfähigkeit werde also nur 
das zurückgegeben, was sei-

nerzeit aus Gründen der Haus-
haltskonsolidierung abgeschafft 
wurde, betont Langenberger in 
seinem Schreiben. 

Der Personalbedarf bei der Po-
lizei ist hoch. Um ihn zu decken 
und genügend geeignete Be-
werber für diesen gefährlichen 
Beruf zu finden, bedarf es drin-
gend besonderer Maßnahmen 
und Anreize. Denn die Konkur-
renz der anderen Bundesländer 
und der Bundespolizei ist 
enorm. Allein die Bundespoli-
zei wird künftig jährlich 4 000 
Anwärter einstellen und auch 
in den Bundesländern laufen 
Einstellungsoffensiven. 

Deshalb haben Bayern, Nord-
rhein-Westfahlen und Sachsen 

die Ruhegehaltsfähigkeit der 
Polizeizulage wieder einge-
führt. Das Land müsse jetzt 
handeln, um beim Wettbe-
werb um die besten Bewerber 
auch künftig konkurrenzfähig 
zu bleiben. 

Es sei erwiesen, dass die be-
sonderen Belastungen des 
Polizeidienstes nicht mit dem 
Pensionsdatum enden. Die kör-
perlichen und psychischen Be-

lastungen durch die ständige 
Konfrontation mit Gewalt und 
Verbrechen wirke auch nach 
Beendigung der aktiven Dienst-
zeit oft bis zum Lebensende 
fort. Nach dem Beamtenver-
sorgungsbericht 2016 sterben 
Polizei- und Justizvollzugsbe-
amte drei Jahre früher als an-
dere Beamte. Der Polizeidienst 
hinterlasse wie kaum ein ande-
rer Beruf seine Spuren und die 
Ruhegehaltsfähigkeit der Poli-
zeizulage sei bereits deshalb 
völlig anders zu betrachten als 
andere Zulagen. 

Langenberger schlägt vor, die 
Polizeizulage in eine Amtszula-
ge wie in Bayern umzuwandeln. 
Dann wäre die Zulage nicht nur 
ruhegehaltsfähig, sondern zu-
gleich auch dynamisierter Be-
standteil der Besoldung, was 
zukünftige Änderungen der 
Zulagenverordnung für die 
Polizeizulage ein für alle Mal 
überflüssig machen würde. �

<< Benno Langenberger
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Ihr starker Partner vor Ort
Regionaldirektion RDppa

Partner der Versicherungskammer Bayern
Sonnenwendstraße 2 · 67098 Bad Dürkheim
Regionalleiter Andreas Eberhardt und Michael Hack
Telefon 0 63 22 - 94 58 11 oder 0 63 22 - 94 58 15
E-Mail andreas.eberhardt@vkb.de oder michael.hack@vkb.de3
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Einen Gesundheitspartner an der Seite zu haben ist
wichtig. Gerade für Polizisten. Dafür sind wir im Einsatz.

www.versicherungsdienste.com/polizei

Sie sorgen für unsere Sicherheit.
Wir für Ihre.
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DPolG-Initiativen beim Innenministerium 

Individueller taktischer Gehörschutz 
Distanz-Elektroimpulsgeräte (DEIG) für Beweis
sicherungs- und Festnahme-Einheiten (BFE) und 
K6-Fahnder 

Die DPolG hat das Innenminis-
terium initiativ mit der Prüfung 
eines gewerkschaftlichen Vor-
schlags angeschrieben und den 
Testbetrieb von taktischem 
Gehörschutz bei ausgewählten 
Polizeidienststellen wie den 
Polizeiautobahnstationen, bei 
Einsatzkräften der Bereit-
schaftspolizei und des Einzel-
dienstes und anderen operativ 
tätigen Kolleg(inn)en themati-
siert. 

Auch wurde das Innenministe-
rium aufgefordert, die Auslie-
ferung und Beschulung mit 
dem DEIG und anderen auf die 
BFE und das K6 auszuweiten. 

So sind zum Beispiel die K6 
mit der Vollstreckung 
„schwerer“ Haftbefehle be-
traut. Die BFE Enkenbach hat 
allein im letzten Jahr 93 und 
bis Mitte 2019 bereits 65 
Haftbefehle, mit den glei-

chen Problemen wie bei den 
K6en, vollstreckt.

Die DPolG hält es deshalb für 
dringend geboten und fordert 
auf, den Anwenderkreis der 
DEIG auf die K6 und die BFE 
auszuweiten, entsprechende 
Geräte zu beschaffen und die 

betroffenen Kolleginnen und 
Kollegen auszubilden.

In der Zwischenzeit werden 
auch die ersten Dienststellen 
außerhalb der Oberzentren mit 
DEIG ausgestattet. Ein erster 
Schritt, aber sicher nicht der 
letzte. �

Gute Ausbildung ist Voraussetzung für  
gute Polizeiarbeit
Innenminister Roger Lewentz hat bei der Graduie-
rungsfeier der Studierenden des Bachelorstudien-
ganges der Hochschule der Polizei Rheinland-Pfalz 
und des Masterstudienganges der Deutschen 
Hochschule der Polizei in Münster die hohe Quali-
tät der Ausbildung als Voraussetzung für eine von 
den Bürgerinnen und Bürgern geschätzte gute 
und erfolgreiche Polizeiarbeit gelobt. 

Insgesamt wurden bei der Gra-
duierungsfeier 232 Studieren-
de des 16. Bachelorstudiengan-
ges der Hochschule der Polizei 
Rheinland-Pfalz zu Polizeikom-
missarinnen und Polizeikom-
missaren ernannt. Gleichzeitig 
wurden 15 rheinland-pfälzi-
sche Absolventinnen und Ab-
solventen des Masterstudien-
gangs Polizeimanagement der 
Deutschen Hochschule der Po-
lizei (Münster) zu Polizei- oder 
Kriminalrätinnen und -räten 
ernannt.

Der Direktor der Hochschule 
der Polizei, Friedel Durben, er-

klärte in seiner Rede: „Die Stu-
dierenden haben durch ihre 
sehr gute Leistungsbilanz und 
die Mitwirkung an der Errich-
tung der Gedenkstätte für die 
im Dienst ums Leben gekom-
mene Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamten ein hohes Enga-
gement bewiesen und darauf 
können wir stolz sein.“ Weiter-
hin zeigte sich der 16. Bache-
lorstudiengang mit der Über-
gabe von drei Spenden à 500 
Euro an den Freundeskreis der 
HdP, die Stefan-Morsch-Stif-
tung sowie die Elterninitiative 
Krebskranker Kinder in Koblenz 
auch sozial engagiert.

Minister Lewentz verwies dar-
auf, dass in den vergangenen 
Jahren die Ausbildungszahlen 
an der Hochschule kontinuier-
lich gesteigert wurden. Seit 
2018 liege die Zahl der Einstel-
lungen mit 580 Anwärterinnen 
und Anwärtern auf einem Re-
kordniveau. Mit Blick auf die 
deutlich gestiegenen Anforde-
rungen an die Polizei sei nicht 
nur die Ausbildung beispiels-

weise um das Training zur Be-
wältigung lebensbedrohlicher 
Einsatzlagen erweitert wor-
den. Deutlich investiert wor-
den sei in den vergangenen 
Jahren auch in den Schutz der 
Beamtinnen und Beamten so-
wie in modernste Technik bei 
der Ausrüstung von Distanz-
Elektroimpulsgeräten (Taser) 
bis zu dienstlichen Smart
phones und Tablets. �

<	 Wir gratulieren

Im Monat November 2019 haben Geburtstag:
40 Jahre 
Marion Winkler 
Daniel Dylong 
Mona Hartmann 
Simone Roeder

55 Jahre 
Ulf Bliemeister 
Werner Schlag

65 Jahre 
Helga Jäger 
Wolfgang Hein 
Reinhold Roden

70 Jahre 
Jürgen Schmitt 
Robert Schwantzer 
Gerd Morgenstern 
Arno Benz

77 Jahre 
Gottfried Schulz 
Dieter Hoffmann

80 Jahre 
Burkhard Nimmesgern
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